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Amtliches. 


Berlin, 11. Januar. Der Kaiſer hat dem ſtändigen Hilfsarbeiter 
im Auswärtigen Amt, Dr. Freiherrn von Heyking, den Charakter als 
Legationsrath verliehen. g 5 5 

Die Ernennung des ordentlichen Lehrers am hieſigen Sophien⸗ 
Gymnaſium, Dr. Brofien, zum Oberlehrer an derſelben Anſtalt iſt ge⸗ 
nehmigt worden. 


Jr EEE TEE EEE NEE TEE EA TEEN NEE 


a Deutſcher Reichstag. 


22. Sitzung. 


„Berlin, 11. Januar. 11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes von 
Bötticher, Scholz und Andere. . 

Nachdem einige Rechnungsvorlagen in dritter Berathung geneh- 
migt find, tritt das Haus in die Berathung des Antrags Rit⸗ 
tingbaufen: der Reichstag wolle beichließen, den Reichskanzler 
au erſuchen, in dieſer oder der nächſten Seſſion den Entwurf eines Ge⸗ 
etzes vorzulegen, welches in Gemäßheit des § 5 des e vom 

l. Mai 1869 und auf Grund der Volkszählung vom 1. Dezbr. 1880 
die Vermehrung der Mitglieder des deutſchen Reichstages feſtſtellt. 
Motiv: Vermehrung der Bevölkerung des Reiches feit der Volks⸗ 
fblung vom 1. Dezbr. 1871 um 4,135,380 Seelen (beiſpielsweiſe Ber: 
ins um 296,044 und Hamburgs um 115,067 Seelen), 

Abg. Rittingbaufen: Der Art. 20 der Reichsverfaſſung ver⸗ 
fügt, daß bis zur geſetzlichen Regelung, welche in $ 5 des Wahlgeſetzes 
vom 31. Mai 1869 vorbehalten worden iſt, die Zahl der Ab⸗ 
geordneten 382 betragen ſoll. Nach Anſchluß von Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen ſtieg ſie auf 397. Der Schluß jenes § 5 lautet: „Eine 
Vermehrung der Zahl der Abgeordneten (für 100,000 Seelen der 

evölkerung eines Bundesſtaates, reſp. für den Ueberſchuß von 
mindeſtens 50,000 je ein Abgeordneter) in Folge der ſteigenden 

Bevölkerung wird durch das Geſetz beſtimmt.“ Bis heute iſt dieſe Zu⸗ 

icherung nicht erfüllt. Den obigen Ziffern liegt überdies nicht das 

eſultat der Volkszählung von 1871, ſondern die um 5 Jahre ältere 
zu Grunde. Die Vermehrung der Bevölkerung beträgt ſeitdem mehr 
als die Einwohnerzahl des Königsreichs Baiern. Der Reichstag müßte 

jetzt 456 Mitglieder zählen, alſo um 59 verſtärkt werden, wovon 37 
auf Preußen, 7 auf Sachſen, 5 auf Baiern, 3 auf Würtemberg, 2 auf 

aden, 2 auf Hamburg, 1 auf Bremen, 1 auf Sachſen⸗Altenburg, 

1 auf die Reichslande entfallen würden. Das Reſultat der Volks⸗ 
„blung vom 1. Dezember 1880 liegt vor; ſoll man nun mit der 

eform wieder bis 1886 warten? Dazu kommt, daß wenn die Erneue⸗ 
rung des Reichstags in regelmäßiger Weiſe, d. h. nicht in Folge einer 

Auflöſung erfolgt, er 155 der abgeänderten geſetzlichen Vorſchriſt ge⸗ 
wählt werden könnte, und das deutſche Volk verlangen kann für die 
großartigen ſozialen Reformverſuche, deren Tragweite ſich noch nicht 
überjehen läßt, die Vollkraft feiner Intelligenz in den parfamentariſchen 

tenst zu ſtellen. RER 

Abg. Mayer (Württemberg): Der Antrag iſt eine Folgerung 
aus § 5 des Wahlgeſetzes und aus der Vermehrung des Volks. Es 
iſt alſo nur eine Vollzugsmaßregel, die ſich von ſelbſt auferlegt die ſich 
aber nicht ohne eine Reviſton der bisherigen Wahlkreiseintheilung ab⸗ 
thun läßt. Das Geſetz muß jo gemacht werden, daß in Zukunft auch 
ohne einen beſonderen Appell des Einzelnen gleich von ſelbſt die Ver⸗ 
mehrung eintrete, ſo oft die Zahl der Bevölkerung ſich namhaft ge⸗ 
ändert hat. Der Antrag hat auch eine politiſche Seite. Insbeſondere 
werden die Großſtädte eine ſtärkere Vertretung erhalten. Der Antrag 
ittinghauſen bezweckt, dem allgemeinen Stimmrecht zu einer objektiv 

wahren Vertretung zu verhelfen. Ich empfehle deſſen Annahme. 
g. v. Minnigeroe: Es iſt nicht zu verkennen, daß eine 
Verſchiebung in der Bevölkerung sziffer ſtattgefunden hat. Das Plus 

2 von 4 Millionen ſeit 1871 ſpricht für ſich ſelbſt und in einzelnen gro⸗ 
Ben Centren it die Bevölkerung ungewöhnlich angewachſen. Aber ein 

weſntlicher Theil der Bevölkerungszunahmevertheilt ſichüberhaupt aufeinen 
roßen Theil der Wahlkreiſe und trifft oft Wahlkreiſe, die dadurcheineerhöhte 
le der Abgeordneten für ſich in keiner Weiſe in Anſpruch nehmen können. 
erade die Eteſgerung der Bevölkerung in den großen Centren giebt 
andererſeits auch ſehr zu denken und zwar in einer Richtung, die nicht 
gerade zu erfreulichen Reſultaten führt. Es iſt jedoch nicht zu leug⸗ 

Nen, daß ſich in einigen Centren ziffermäßig die Verhältniſſe mit den 

Beſſimmungen des Wahlgeſetzes nicht decken. Aber müſſen wir deshalb 
chon jetzt zu einer Aenderung des Wahlgeſetzes ſchreiten, mehr Abge⸗ 

{ ordnete in den Reichstag führen nnd ſofort eine neue Untervertheilung 

der Abgeordneten auf die Einzelſtaaten vornehmen? Ich nehme keinen 

Anſtand es auszusprechen, daß bei einer Verſchiebung der Sachlage in 

Bet Stile eine Neugeſſaltung auf dieſem Gebiet eintreten muß: zur 
i 


eit ſind aber die Verhältniſſe nicht dringend genug, um eine geſetz⸗ 
che Neuregulirung zu verlangen. r 
Abg. 6 ünther: Die Mehrzahl meiner Freunde wird gegen den 
Antrag ſtimmen, obgleich wir mit den Motiven deſſelben einverſtanden 
nd. Das Bedürfniß nach einer Aenderung des Wahlgeſetzes it ganz 
eſonders dringend für Sachſen und die Reichshauptſtadt. Wir meinen 
übrigens, daß der Antrag gegenwärtig nicht zeitgemäß iſt, denn zu 
einer ſolchen Arbeit iſt politiſche Ruhe nöthig. Es iſt ferner die Ver⸗ 
mehrung der Reichstagsſitze eine le Waffe und eine folche 
bei der ſetzigen Richtung der Politik der Regierung in die Hand zu 
geben, halten wir für bedenklich. Wir hoffen, daß eine Zeit kommen 
wird, wo wir an dieſe Frage mit mehr Ausſicht auf Erfolg und 
größerer Beruhigung werden herantreten können. 5 
3 g. v. Bennigſen: Auch wer nicht für den Antrag ſtimmen 
ird, kann es doch für durchaus erwünſcht halten, daß durch ihn die 
Aufmerkſamkeit gerade jetzt auf dieſe Geſetzesbeſtimmung gelenkt iſt, 
da geſtern die Kommiſſion für das Reichstagsgebäude zuſammen⸗ 
getreten iſt und in Folge dieſer Berathungen bei der Dispojition über 
le Räume des künftigen Reichstagsgebäudes darauf Rückſicht nehmen 
abb. daß hp] dieſe Geſetzesbeſtimmung die Anzahl der 1 (me 
du geordneten erheblich vergrößert werden könnte. Denn auch die Ans 
me ſteller werden in dieſem Augenblick die Zuläſſigkeit einer Ver⸗ 
diefemn der Reichstagsabg⸗ordneten auch nur um 50 Mitglieder in 
Das }i aale unſeres proviſoriſchen Gebäudes nicht behaupten können. 
immund zwar nur äußere Gründe, und wenn eine Verfaſſungsbe⸗ 
der Ver Der auch nur eine geſetzliche Vorſchrift uns nöthigte, mit 
den. Die dung der Zabl vorzugehen, ſo müßte Rath geſchafft wer⸗ 
der B eſtimmung, daß nicht die letze e ſondern die 
evölkerung zur Zeit des Verfaſſung gebenden Reichstages zu 


Zahl 


Grunde gelegt werden ſoll, ift ſpeziell von liberalen Mitgliedern des 


Reichstages in das Geſetz hineingebracht worden. Bei den Erörterun⸗ 


gen und bei Motivirung dieſes Antrages erſchien es durchaus nicht 
wünſchenswerth, periodiſch nach wenigen Jahren die Zahl der Abge⸗ 
ordneten zu vermehren, und noch weniger, daß auf die Abgrenzung 


der Wahlbezirke die Adminiſtration entſcheidenden Einfluß habe. Unter 


dieſen Umſtänden glaube ich nicht, daß jetzt der richtige Zeitpunkt iſt, 
wo ein ſolcher Antrag angenommen werden könnte. (Beifall.) 
Abg. Windthorſt: Zur Zeit find wir mit dem Antrage nicht 
einverſtanden, obwohl uns die gegenwärtige Eintheilung der Wahl⸗ 
kreiſe keineswegs befriedigt. Der gegenwärtige Juſtand iſt jedoch in 
Deutſchland kein ſo beruhigter, daß wir uns jetzt mit einer ſo wichtigen 
Angelegenheit beſchäftigen könnten. Es giebt Zeiten, in denen der 
Rock gegen. ben Regen aushält, da giebt man ihn nicht zum Flicken. 

Nach einigen Schlußworten des Antragſtellers wird der Antrag 
gegen etwa 20 Stimmen der Sozialdemokraten, der Volkspartei und 
einiger Fortſchrittler ab A elehnt. j 

Es folgt die erſte Berathung des vom Abg. Windthorſt 
beantragten Geſetzentwurfes, betreffend die Aufhebung des Geſetzes 
über die Verhinderung der unbefugten Ausübung 
von Kirchenämtern, vom 4. Mai 1874. a a 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von 
Preußen ꝛc. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

Das Geſetz, betreffend die Verhinderung der unbefugten 
Ausübung pon Kirchenämtern, vom 4. Mai 1874 wird aufgehoben. 

. Die auf Grund dieſes Geſetzes ergangenen Verfügungen von 
Landespolizeibehörden verlieren ihre Gültigkeit. \ 
83. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage feiner Ver⸗ 
kündigung in Kraft. - 

Die Hauptbeſtimmungen des Geſetzes vom 4. Mai 1874, be⸗ 
1 8 die Verhinderung unbefugter Ausübung von Kirchenämtern 
auten: 

$ 1. Einem Geiſtlichen oder anderen Religionsdiener, welcher 
durch gerichtliches Urtheil aus ſeinem Amte entlaſſen worden iſt und 
hierauf eine Handlung vornimmt, aus welcher hervorgeht, daß er die 
Fortdauer des ihm entzogenen Amtes beanſprucht, kann durch Verfü⸗ 
gung der Landespolizeibehörde der Aufenthalt in beſtimmten Bezirken 
oder Orten verſagt oder angewieſen werden. 5 8 

Beſteht die Handlung deſſelben in der ausdrücklichen Anmaßung 
des Amtes, oder in der thatſächlichen Ausübung deſſelben, oder handelt 
er der gegen ihn ergangenen Verfügung der Landespolizeibehörde zu⸗ 
wider, jo kann er ſeiner Staats angehörigkeit durch Verffi 
Jentralbehörde . zathsſtaates verlu 

undesgebiete ausgewieſen werden. a 5 5 

Perſonen, welche nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ihrer 
Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaate verluftig erklärt worden 
find, verlieren dieſelbe auch in jedem anderen Bundesitaate und können 
ohne Genehmigung des Bundesraths in keinem Bundesſtaate die 
Staatsangehörigkeit von neuem erwerben. . 
85. Perſonen, welche wegen Vornahme von Amts handlungen in 
einem Kirchenamte, das den Staatsgeſetzen zuwider ihnen übertragen 
oder von ihnen übernommen iſt, zur Unterſuchung gezogen werden, 
kann nach Eröffnung der gerichtlichen Unterſuchung durch Verfügung 
der Landespolizeibehörde bis zur rechtskräftigen Beendigung des Ver⸗ 
m. der Aufenthalt in beſtimmten Bezirken oder Orten verjagt 
werben, 
Abg. Dr. Windthorſt: Der Antrag, welcher uns beſchäftigt, 
hätte ſchon längſt eingebracht werden ſollen. Man hat von verſchiede⸗ 
nen Seiten inſinuirt, der Reichstag habe mit dem ſog. Kulturkampf 
gar nichts zu thun, die Erörterung kirchenpolitiſcher Fragen gehöre vor 
das preußiſche Abgeordnetenhaus, es komme deshalb bei den Wahlen 
gar nicht darauf an, welche Stellung der Kandidat zu dieſen Fragen 
einnehme. Dieſe Behauptung ſpekulirte doch ſehr poſitiv auf den 
Mangel an Einſicht der Wähler. Die Wähler wiſſen ſehr gut, daß 
der kirchenpolitiſche Streit ſich nicht auf das eigentliche Gebiet der 
Kirche beſchränkt, daß vielmehr die kirchliche Frage alle Fragen be⸗ 
herrſcht und im een die ganze gegenwärtige politische Situa⸗ 
tion. Sie wiſſen ſehr gut, daß das deutſche Reich nicht eher gedeihen 
kann, bis dieſer heilloſe Bruderzwiſt endlich gelöſt iſt (Sehr gut! im 
Zentrum) und den Kirchen die Freiheit gegeben wird, welche ihnen ge⸗ 
bührt, und wenn es Parteien im Lande giebt, welche glauben, daß ſie 
dem Reiche nützen, wenn ſie dieſen Kampf führen, dann ſind das 
Männer, von denen ich annehme, daß ſie die deutſche Geſchichte nie⸗ 
mals kennen gelernt haben (Sehr gut! im Zentrum). Wir ſind lange 
Zeit für Reichsfeinde erklärt worden, weil wir die kirchliche Freiheit 
verlangten. Ich meine dem deutſchen Reiche und ſeiner Konſolidirung 
am beiten zu dienen, wenn ich dafür eintrete, daß in demſelben überall 
das Recht Aller zur Geltung kommt und wenn ich außerdem dafür 
ſorge, daß die kirchliche Freiheit wiederhergeſtellt werde. Dieſe Freiheit 
iſt zu allen Zeiten gefordert und auch A worden, und als die 
Vorfahren unſerer evangeliſchen Mitbürger in der Minorität waren, 
haben ſie es wohl verſtanden, in der allerbündigſten Art Sorge zu 
tragen, daß der Religionsübung ihrer Konfeſſion volle Sicherheit ge⸗ 
währt würde. Wie ſorgfältig E dan Generationen in dieſer Hin⸗ 
ſicht geweſen ſind, beweiſt die Verfaſſungsurkunde des Königreichs 
Sachſen. Meine Herren! Etwas Anderes als die volle Herſtellung 
der kirchlichen Freiheit erſtreben wir abſolut nicht, und weil wir das 
erſtreben, nicht allein für uns, ſondern für alle Konfeſſtonen 
ohne Ausnahme, ſo habe ich a daß ein ſolches Beginnen 
von allen Seiten die kräftigſte Unterſtützung finden müſſe. 
In allen freien Ländern begreift man es nicht, wie es möglich iſt, daß 
die denkende Nation der Deutſchen und ſpeziell Preußen ſolche Geſetze 
hat annehmen können und ſie aufrecht erhält. Ich wende mich be⸗ 
ſonders an die Herren Konſervativen, nicht, als ob ich nicht glaubte, 
daß fie auch Vertreter wahrer Freiheit jeien. , (Heiterkeit) Wenn fie 
wirklich konſervativ ſind, ſo ſind ſie vielleicht die wirkſamſten Vertreter 
der Freiheit, und es war in England das konſerpative Kabinet, welches 
die Emanzipation der Katholiken herbeigeführt hat. Aber es gehört 
dazu wirklicher Konſervativismus, und der verlangt, daß, wenn die 
Regierung nicht die richtigen Prinzipien verfolgt, man kein Bedenken 
hat, der Regierung recht deutlich zu ſagen, daß ſie auf dem Holzwege 
iſt. (Sehr richtig! im Zentrum.) Indeſſen will ich zur Zeit nicht 
weiter hierguf eingehen, ſondern mich darauf beſchränken, die Gründe 
u entwickeln, welche uns zur Stellung unſeres Antrages veranlaßt 
aben. Die Rechtfertigung meines Antrages führen Männer, welche 
wahrhaft konſervativ und freiſinnig ſind. Sie (nach links) haben aller⸗ 
dings Profeſſoren, welche ſich freiſinnig nennen und nichts anderes 


lärt und aus dem 


Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 
genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 

find als bureaukratiſche Tyrannen. (Bewegung links.) Das Syſtem 
der Maigeſetze enthält eine Anklage, von der ich wünſchte, daß ich ſie aus 
den Blättern der deutichen Geſchichte auslöſchen könnte. (Zustimmung 
im Zentrum.) Nach dem hier in Rede ſtehenden Geſetz über die Ver⸗ 
hinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern können Geiſt⸗ 
liche internirt und des Landes verwieſen werden, und nicht etwa durch 
Richterſpruch, ſondern lediglich durch das Belieben der Landes⸗Polizei⸗ 
behörde. Es iſt freilich geſagt worden, daß man unter Umſtänden 
ſich au die Gerichte wenden könne. Dieſe Gerichtsbarkeit übt aber in 
Preußen der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten. und den anne 
erkennen iſt jedem Katholiken abſolut unmöglich. Eine einige Anklage 
genügt, um einen Geiſtlichen von Haus und Hof zu jagen und ihn 
anderswo zu interniren. Das Geſetz war weſentlich gerichtet Pei 
die Würdenträger der katholiſchen Kirche, gegen die Biſchöfe. Dieſe 
ſollten Ausnahmebeſtimmungen treffen, die man gegen keinen Ver⸗ 
brecher verhängt hat. Selbſt das Sozialiſtengeſetz geht ſoweit nicht. 
Es iſt mir leider nicht gelungen, ein vollkommenes Tableau fämmt⸗ 
licher Ausweiſungen ſeſtzuſtellen. So find beiſpielsweiſe in Poſen, 
dem eigentlichen Verſuchsfeld für alle kulturkämpferiſchen Maßregeln. 
46 Ausweiſungen und 2 Internirungen, in der Dibzeſe Köln 18 Aus⸗ 
weiſungen und 11 Expatrürungen vorgekommen. Es ift eine feſt⸗ 8 
ſtehende Thatſache, daß noch letzt unter dieſem Geſetz eine große An⸗ 
zahl von Männern leidet. Die Ausweiſungen find mit der aller⸗ 
größten Rückſichtsloſigkeit ausgeführt worden; einzelne Geiſtlichen find 
von Gensdarmen aus dem Bette heraus über die Grenze gebracht = 
worden. Unter den Ausgewieſenen befindet ſich auch der Kardinal 
Ledochowski und der fetzt verſtorbene Biſchof von Paderborn. In 
der neueren Zeit ſind von der preußifchen Regierung mit der Kurie 
Verbindungen 1 deren Frucht die Beſetzung einiger Biſchofsſtuhs 
geweſen iſt. ie Katholiken Deutſchlands ſind über dieſes 
wechſelſeitige Entgegenkommen im höchſten Grade erfreut und 
ſie ſind der Regierung zum größten Danke verpflichtet. Dieſen 
Dank auszusprechen, halte ich für meine beſondere Pflicht. 
Aber dieſe Zugeſtändniſſe bedeuten nur wenig oder gar nichts. Dieſe 
ecclesia in vinculis, d. h. dieſe durch die Maigeſetze an Händen und 
Toben gebundenen Kirchen ſind außer Stande, ihr hohes Amt mit 

rfolg auszuüben, ſo lange jene Geſetze fortdauern. Und, meine 

erren, ſo ugs dieſes Geſetz beſteht, hat es die Regierung in der 

and, jeden dieſer Biichöfe in der kürzeſten Friſt aus ſeinem Wirkungs⸗ 
kreiſe zu entfernen. Die Herren ſitzen auf den neuen Biſchofsſtüh 
unter Ben Damoklesſchwert „pet diskretionären Ge 8 

ie ich ne, von f 0 


5 obiger gehe 
blick aufhören, und wenn einer der kriegsluſtigen Profeſſoren 
miniſter werden ſollte, was gar nicht unmöglich ift (Heiterkeit), das 
weiß ich nicht, was dieſen Geiſtlichen zu Theil werden wird. Eine 
1 87 Rechtsbeſchränkung iſt viel beſſer als die Gnade, welche die 
egierung gewährt (lebhafte Zuſtimmung im Zentrum und links). 
Die Kirche wird dadurch in die Willkür 1 geſtellt, und die 
Kirche des Herrn ſoll nicht in der Willkür von Menſchen ſein. So ſehr 
wir auch das Wohlwollen des jetzigen Miniſters anerkennen, ſo kann 
uns doch dieſe Nückſicht nicht beſtimmen, von unſerem Ziele auch nur 
einen Augenblick zurückzutreten, die Freiheit der Kirche voll und ganz 
zu erreichen. Wir verlangen für die Geiſtlichen weiter gar nichts, als 
daß auch auf ſie das gemeine Recht Anwendung finde. Vor dem Geſetz 
ſollen doch Alle gleich ſein, wenigſtens wird uns dies alle Tage von 
den Herren Liberalen gepredigt, und ich will ſehen, wie ſich die Herren 
zu dieſer Frage ſtellen werden. Ich ſpreche Jedem, der dieſes Geſetz 
aufrecht erhalten will, das Recht, ſich liberal zu nennen, abſolut ab. 
Und ſo bitte ich Sie denn, m. H., nehmen Sie dieſe Vorlage an und 
tragen Sie dazu bei, daß im deutſchen Volke die Geſinnungen des 
Friedens mehr und mehr in die Gemüther zurückkehren und daß endlich 
die Stunde nahe, wo wir uns die Hand reichen zum gemeinſamen 
Frommen des blühenden deutſchen Vaterlandes. (Lebhafter Beifall im 
Zentrum und Ziſchen). j 
Abg. v. Kleiſt⸗Retzow: Sie, meine Herren vom Zentrum, 
haben ſich durch Ihr getreues Eintreten für die Rechte der katholiſchen 
Kirche und die hohe Auffaſſung von den Intereſſen derſelben das Ver⸗ 
trauen Ihrer Wähler in einem Grade erworben, der es begreifen läßt, 
wie auch dieſe wieder in allen Wahlkämpfen treu zu Ihnen halten 
konnten. Seit Beginn des Kulturkampfes ſind Ihre Wünſche immer 
auf die Beſeitigung der Geſetze gerichtet geweſen, welche denſelben ver⸗ 
anlaßt haben, und in dieſem Beſtreben iſt die konſervative Partei mit 
Ihnen von jeher eines Sinnes geweſen. Mußte doch ein ſeder, der 
für die geiſtigen Bewegungen in unſerm Volke Gefühl und Kenntniß 
von denſelben hat, ſich ſagen, daß die ſozialen Schäden, an denen 
unſer öffentliches Leben krankt, ſich nur heilen laſſen durch eine unge⸗ 
hemmte Kirche. Volle Freiheit für die Kirche, in dieſer Forderung 
ſtimme auch ich und meine politiſchen Freunde mit dem Abgeordneten 
Windthorſt überein. Auch der Kanzler hat offen das Bedürfniß des 
Friedens eingeſtanden, und deshalb haben auch wohl die andern 
Parteien, die ſonſt energiſch für den Kulturkampf eintraten, eine fried? 
lichere Geſinnung an den Tag gelegt. Offen hat ſich bei den Wahlen 
eine verſöhnliche Stimmung geltend gemacht. Wenn indeſſen der Ans 
trag auf dieſe eine Kraftprobe abgeben foll, ſo glaube ich, daß Zeit 
und Ort ſchlecht gewählt find. (Unruhe im Zentrum.) Die Bedenfen. 
die ich und die Hälfte meiner politiſchen Freunde — die andere Hälfte 
wird mit Ihnen ſtimmen — gegen den Antrag Windthorſt habe, find 
die: Wir glauben daß Sie mit Recht empört ſein können über die 
Internirung und Expatrürung der Prieſter, die getreu ihre Amkspflicht 
ausgeübt haben, glauben auch, daß hierdurch eine Verdrehung der 
Stellung, die jeder Chriſt der Kirche gegenüber einnimmt, bewirkt 
werden miſſe. Aber dieſe Schäden werden Sie mit der Annahme des 
Antrags Windthorſt nicht beſeitigen können, dazu bedarf es der Auf⸗ 
hebung der ganzen Maigeſetzgebung. Unſere kirchenpolitiſche Geſetz⸗ 
gebung muß einer Reviſſon unterworfen und die Grenze zwiſchen 
irche und Staat anders als bisher gezogen werden. Weiter bin = 
gegen Ihren Antrag, weil der Kanzler ſelbſt angezeigt Bed daß 
Verhandlungen mit der Kurie im Gange 1 55 Das Bedürfniß 
einer Reviſion unſerer kirchenpolitiſchen Geſetzgebung erkenne ich an, N 
aber dieſen Antrag halte ich nicht für opporkun. 485 
Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Von dem, was Herr von Kleiſt⸗ 
Retzow vorgebracht, bedarf nur ein Punkt der Widerlegung. Er hat 
geſagt, daß er unſere Empörung über jene Geſetze und die Expatriirung 
unſerer Prieſter begreife, und doch iſt er gegen dieſen Antrag. Er hat 
weiter hervorgehoben, daß er ſtets gegen die Maigeſetze geweſen, a 
mit Bismarck wegen derſelben gebrochen habe. Das war früher wohl 
der Fall, aber ſetzt iſt Herr v. Kleiſt⸗Retzow mit dem Fürſten Bis 
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durch welche in einer ungemein barten, ich will ſogar ſagen nicht jelten 
rauſamen Weiſe der Polizei Machtvollkommenbeiten ge eben wurden. 
a, wir haben geglaubt, daß ſelbſt innerhalb der Grenzen 
der vorhandenen Maigeſet gebung der Regierung die Erreichung 
ihres Hauptzieles, die Anerkennung der Anzeigepflicht, gelingen 


marck längſt wieder ausgeſöhnt. Das Geſetz vom 4. Mai 1874 iſt das 
exorbitanteſte aller Kulturkampfgeſetze, und, wenn man will, das grau: 
amſte. Es ift entitanden in der Blüthezeit des Kulturkampfes. einer 
riode, in der die Parole ausgegeben war: Viviſektion der katho⸗ 
üſchen Kirche. Am 21. April fand die erite Berathung ſtatt, am 22. 
und 23. die zweite, am 25. die dritte, und am 4. Mai wurde es be⸗ 
reits publizirt. Schon nach dem erſten Halbjahr belief ſich die Zahl 
der Internirungen, Externirungen und Ausweiſungen auf mehr als 
130. In Summa ſind es nahezu 300 Fälle. an war alſo mit 
dieſem Geſetze damals ſehr eilig. In das Syſtem der Maigeſetzgebung 
un das Geſetz nicht binein, es iſt ein Unikum. Es iſt eine lettre 
de cachet, die der Willkür der Polizeiorgane übergeben iſt, vom Ober⸗ 
präſidenten bis hinab zum Gendarm. * ehr als die anderen, hat die⸗ 
ſes Geſetz zwei Seiten: eine kulturkämpferiſche und eine hochpolitiſche. 
Neben die gerichtlichen ftellt es, entgegen dem Grundſatze ne bis in idem, 
noch eine zweite Beſtrafung, die polisetliche. Damit hat der Fanatismus 
des Kulkurkampfes ſeinen Gipfelpunkt erreicht. Was ſtraft dieſes Geſetz? 
Wenn ein Geiſtlicher ein Kind tauſt, alſo aus einem Heiden einen 
Chriſten macht; wenn er traut; wenn er in einer verwaiſten Gemeinde 
Gottesdienſt abhält, für das Wohl des Landesherrn und des Vater⸗ 
landes betet; wenn er einem Sterbenden die letzten Tröſtungen der 
Religion bringt: dann wird er internirt, externirt, expatrürt! Und 
nicht etwa unter einer gerichtlich ſeſtgeſtellten Vorausſetzung, ſondern 
unter willkürlichen Vorausſetzungen der Polizei. Ja, es können, dieſe 
Strafen verhängt werden, wenn infolge freiſprechender gerichtlicher 
Urtheile die Prälumtion dafür ſpricht, daß Geiſtliche völlig im Ein⸗ 
verſtändniß mit den Maigeſetzen gehandelt haben. Kann nun ein ka⸗ 
tho iſcher Geiftlicher eine der von mir bezeichneten Pflichten vernach⸗ 
läſſigen? Nein. Alle Widerwärtigkeiten hat der katholiſche Klerus 
auf ſich genommen; aber er hat nicht gewankt, dahin zu gehen, wohin 
Pflicht, Eid und Gelöbniß ihn gerufen haben. Die Freiheit des re⸗ 
lgiöſen Bekenntniſſes kann man nicht härter treffen, als durch ein 
ſolckes Geſetz. In den Jahren der Begiſterung für den Kulturkampf 
dachte man freilich nicht ſo. Herr von Saucken wollte, damals zwar 
die religiöſe Freiheit des Individuums, aber nicht die der Kirche. Bei uns 
Katholiken deckt ſich beides. Die Freiheit der Kirche iſt für uns ein 
Satz des Glaubens bekenntniſſes. Greifen Sie die Freiheit der Kirche 
an, ſo greifen Sie unſeren Glauben an! Was haben Sie 
mit dieſem Geſetze geſchaffen? Sie konnten den Klerus, der dem⸗ 
8710 eee 9 5 81 0 . nicht allg 
werther machen, als Sie es dur ieſes Geſetz gethan haben. 
Es war damals die Zeit der Schlagwörter, und das von dem Kul⸗ 
tusminiſter Falk ausgegebene Loſungswort „Gegen Rom!“ beherrſchte 
di: Situation Damals maren wir alle Reichsfeinde. Aber wie viele 
find nach uns unter, dieſe Kategorie gefallen! (Heiterkeit) Heute 
wiſſen Sie auch auf dieſer Seite des Hauſes (links), was es bedeutet, 
Reichsſeinde zu ſein. Aber damals ſchwiegen Sie Alle gegen uns, 
und Viele haben ſogar eingeſtimmt in die Be eichnung der Vaterlands⸗ 
loſigkeit, die man uns gegenüber am Platze hielt. Geſtatten Sie mir, 
demgegenüber zum ſo und ſo vielten Male zu wiederholen: Wir 
ſtehen hier als vollſtändig freie und unabhängige Männer in der Ver⸗ 
lreiung der heiligen Rechte des Volkes auf allen Gebieten. Ich ver: 
ſichere, wenn die Vorwürfe wahr wären, welche die offt iöſe und libe⸗ 
eſſe den Centrum machten, des Mangels an Vaterlandsliebe, 
8 a u Kaiſer und Reich: dann würde ich nicht Mitglied der 
Eentrumsſeatton geworden fein. Und fo wie ich denken alle Mitglie⸗ 
der unſerer Partei. (Beifall im Centrum.) Man gebe doch endlich 
die thörichten Hoffnungen und Verſuche auf, die Centrums fraktion zu 
zerſprengen oder einzelne von ihr abzuſprengen. Der Satz: sint ut 
sunt, aut non sint, paßt auf uns. Ein treues Feſthalten an 
unſeren gerechten Grundſätzen hat uns dieſe Stabilität gegeben. 
Wollte Fürſt Bismarck ſich ernſtlich an die Spitze einer wahrhaft 
ri lich⸗konſervativen Reformbewegung ſtellen, fo würde ihm die Ma⸗ 
kent nich ſeblen. Denn die Mehrbeit im Volke iſt für eine ſolche. 
und wir würden ihn darin unterftügen. Aber das ſage ich auch bes 
ammt: Eine Regierungspartei sans phrase fann und darf die Zen⸗ 
rumsfraktion nie und nimmer werden. Zu einer ſolchen Reform ge⸗ 
hört aber vor Allem die Beendigung des Kulturkampfes und die Auf⸗ 
bebung eines ſolchen Geſetzes. Wenn die beſten Kräfte zur Löſung der 
ſozialen Aufgaben gelähmt find, dann ift an eine ſolche Reform nicht 
u denken. Deshalb richte ich an den Reichskanzler und den Reichstag 
die Bitte, das Geſetz aufzuheben und unſerem Antrage zuzuſtimmen. 
Die bochpoli iſche Seite des Geſetzes anlangend, jo vernichtet dasſelte 
das höchſte Recht des Deutſchen, ſein Reichs- und Stantsbürgerrecht. 
Man bat fo Seht die Größe, Die Macht und das Ansagen deer deutſchen 
Reichs in ihrer Bedeutung für den Einzelnen betont; aber 3 Jahre 
nach der Errichtung treibt man ſchon Bürger des Reichs über die 
Grenze. Sie entrüſten ſich jetzt ſo ſehr über die amtlichen Wahlbeein⸗ 
fluſſungen. Erheben Sie doch Ihre Entrüſtung etwas höher! Stgats⸗ 
und Reichsbürgerrecht ſtehen doch noch über dem Wahlrecht, ſind die 
Vorausſetzungen des letzteren. Helfen Sie uns, dasſelbe wieder in ſei⸗ 
ner vollen Freiheit herzustellen. Ich weiß es ja ganz gut: eigentlich 
will jetzt Niemand mehr Schuld am Kulturkampſe ſein. Aber ver- 
eſſen Sie nicht, daß die damalige Maſorität es in der Hand 
atte, ein Geſetz, wie diefer zu re oder 9185 Zur aber 
N + Bennigſen an der Spitze dem preußiſchen Minister Ja 
efolgt, und es iſt bereichnend, daß gerade dieſe beiden Herren Hand in 
and hier nebeneinander ſitzen als flillſchweigende Bekenner des Kultur⸗ 
ampfs. (Große Heiterkeit.) Man hat dem großen Fabier nachgerühmt: 
cunctando restituit rem. Die nationalliberale Partei und ihre Führer 
ſcheinen dem Grundſatze zu folgen: concedendo restituit rem. Nun, 
Sie haben es ſo lange getrieben, bis Sie ſich ſelbſt wegkonzedirt haben. 
Ich habe Ihnen damals Hachen 8 n sen in 11. 
die Thalſachen haben dies, wenigſtens etwas bewahr— 
1182 b ich och heute auch auf liberaler Seite uns Ausſicht 
auf Beendigung des Kulturkampfes gemacht wird um jo mahr als ich 
auf der anderen Seite die Energie und Entſchloſſenheit vermiſſe, auf 
die wir wohl hätten rechnen können. Sie ſollten ſich freuen, wenn der 
anze Kulturlampf befeitigt würde, ehe Sie an die Regierung kommen. 
(Heiterkeit) Und wenn Sie an die Regierung kommen, dann möchte 
ich Ihnen dieſen Rath geben: Fangen Sie dann den Kulturkampf nicht 
wieder an, und denken Sie daran: Gebranntes Kind ſcheut das Feuer. 
Große Heiterkeit.) Wenn Herr v. Bennigſen noch weiter in dieſer 
eiſe Zukunftsmuſik macht, kann ihm ja die. 1 jenes Ziels 
nicht schwer fatten. Ich ſchließe. indem ich Sie bitte: Stimmen Sie 
für unſeren Antrag; beſeitigen Sie damit ein Geſetz, welches auch 
namentlich nach der politiſchen Seite hin als durchaus verwerflich an⸗ 
erkannt werden muß und zeigen Sie damit Ihren kal boliſchen Mit⸗ 
bürgern, daß Sie ihren Schmerz lindern und den Kulturkampf be⸗ 
endigen wollen; aber zeigen Sie es nicht mit Worten, ſondern mit der 
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Stimmung des Unterdrückten, der ſich in der Lage ſchwieriger Verthei⸗ 
digung befindet, bei den Antragſtellern nicht vorhanden iſt. Mithin 
würde die Aufhebung des Geſetzes direkt von ſehr geringer Wirkung 
fein, deſto bedeutender in prinzipieller Beziebung. Im Jahre 1874 führte 
der Abg. Windthorſt als . rund gegen das Geſetz 
aus, daß das Reich kein Recht habe, das Verhältniß der einzelftant- 
lichen Regierungen zur Kirche vor ſein Forum zu ziehen. Er appel⸗ 
lirte damals an das Intereſſe Baierns und der anderen Staaten, die 
ihnen von der Reichs verfaſſung gelaſſene Selbſtſtändigkeit gerade auf 
dieſem Punkt zu vertheidigen; es ſei ganz unmöglich dem Geſetz zuzu⸗ 
ſtimmen, wenn man nicht die Maigeſetze, die ganze kirchenpolitiſche 
Geſetzgebung Preußens auch. Seitens des Reichstags prüfe und ſie 
ſeien ihm nicht einmal zur Genehmigung vorgelegt: die Vorlage ſei 
ein Verſuch den Einzelſtaaten von Preußen aus das Kirchenrecht u 
diktiren. Ich will die Bedeutung dieſer Einwendungen jetzt nicht 
unterſuchen. Thatſache iſt, daß die preußiiche Regierung die Maigeſetze 
dem Reichstage nicht vorgelegt hat daß ſie ihren Antrag auf eine 
Reihe beſonderer Fälle des Widerſtandes ützte, in denen ſie, wie auch 
beut noch, nicht ohne Grund ausführte, daß die von ihr empfohlenen 
Zwangsmaßregeln nicht nur die wirkſameren, ſondern auch die 
milderen ſeien. Thatſache iſt auch, daß damals eine große Zahl 
derer, die dem Geſetze zuſtimmten, ſich dagegen verwahrte, als 
wollten ſie damit die preußiſchen kirchenpolitiſchen Geſetze ohne 
Weiteres in Bauſch und Bogen genehmigen. Wenn wir aber jetzt 
ohne den Antrieb beſonderer thatſächlicher Uebelſtände als Aus? 
flüſſe des Geſetzes daſſelbe aufheben ſollen, dann ſetzt ein ſolcher 
Beſchluß voraus, daß wir ihm eine Prüfung der preußiſchen kirchen⸗ 
politiſchen Geſetze zu Grunde legen müßten, und er würde eine prinzi⸗ 
pielle Verurtheilung der ganzen bisherigen preußiſchen Kirchen politik 
entbalten. Dieſe prinzipielle Bedeutung der Annahme des Antrages 
Windthorſt wird noch durch die augenblicklichen Verhältniſſe geſchärft. 
Die preußiſche Regierung iſt ſchon ſeit Jahren und beſonders jetzt be⸗ 
müht, die Schärfe des Kon likts zu mildern, fie ſteht in Unterhand⸗ 
lungen, um Mittel und Wege 85 Herbeiführung eines friedlicheren 
Verhältniſſes zwiſchen Kirche und Staat iu finden. In wenigen Tagen 
wird der preußiſche Landtag eröffnet, deſſen eine Hauptaufgabe die Be⸗ 
rathung und Beſchlußnahme über die kirchenpolitiſchen Fragen fein 
wird, Wenn jetzt von hier aus das Geſetz vom Jahre 1874 ange⸗ 
griffen und vielleicht aufgehoben wird, fo greifen wir in die innere Ge⸗ 
ſetzgebung des preußiſchen Staates in einem Maße ein, wie es noch 
nicht geſchehen, und gerade Herr Windthorſt hat damals im Gegenſatz 
zur heutigen Behauptung des Herrn von Schorlemer⸗Alſt mit vollem 
Recht ausgeführt, daß das Geſetz vom Jahre 1874 ſich gar nicht tren⸗ 
nen läßt von der geſammten lirchenpolitiſchen Geſetzgebung. Möge 
die Stellung der Regierung in dieſer Frage fein, weiche fie wolle — 
ich hätte gewünſcht, ſie hätte eine Erklärung in dieſer Beziehung ab⸗ 
gegeben — (Hört, hört ), ich würde es in keinem Falle für richtig 
halten, unmittelbar vor Beginn des 5 Landtags in eine Dis⸗ 
kuſſton dieſer Frage einzutreten. Ob das Geſſtz ſtellenweiſe einer Kor⸗ 
veftur fähig oder bedürftig iſt, das könnte in Frage kommen, wenn, 
wie ich erwähnte, eine Reihe von ernſten Klagen, ſa nur einige über 
die Art der Anwendung und Ausführung vorlägen, die uns da u einen 
Anhalt gäben. Das fällt aber vollſtändig zurück in ſeiner Bedeutung 
und verſchwindet gegen die prinzipielle Wirkung, die eine Beſchluß⸗ 
faſſung nach dem Antrage auf die Fortentwickelung der Geſetzbung in 
Preußen haben müſſe. Aus dieſen Gründen. werden wir gegen den 
Antrag des Herrn bgeordneten Windthorſt ſtimmen. (Beifall bei den 
Nationalliberalen.) : 5 

Abg. v. Jen vie Pan ‚hätte nach Windthorſt's Ausführungen 
geglaubt, daß ſich alle Parteien für die Beſeitigung des Geſetzes einigen 
müßten, aber Hobrecht's Ausführungen bemiejen das Gegentheil. Der 
Krieg, der durch dieſes Geſetz inſzenirt wurde, ſollte zum Frieden 
führen. Dieſer Friede ſei aber der eines Kirchgols, denn die geſammte 
Chriſtlichkeit wäre bei größter Schärfe der Anwendung des Geſetzes 
demſelben anheimgefallen. Das Geſetz vom 4. Mai 1874 ſei in der 

Provinz Poſen in achtundachtzig Fällen zur Anwendun gekommen 
ir Hört! im Zentrum), und zwar in zwei Fällen die Arbe 

ie Ausweiſung aus Deutſchland ſei allerdings nicht vorgekommen. 

In erſter Linie war das Opfer dieſes Geſetzes der Erzbiſchof Ledochow⸗ 

Ski. Sein ganzes Verbrechen beſtand darin, daß er die Anzeigepflicht, 
wie ſie die Maigeſete vorſchreiben, nicht erfüllte. Daher wurde er auf 

zwei Jahre im Gefängniß zu Oftrowo eingeſchloſſen und nachher aus 

Poſen ausgewieſen. Weitere Opfer des Geſetzes waren die Weih⸗ 

biſchöfe von Poſen und Gneſen, weil fie am Gründonnerſtage die hei⸗ 

ligen Oele geweiht haben (Hört, hört! im Zentrum). Eine ſolche 

Ausführung des Geſetzes iſt die härteſte, die man ſich überhaupt denken 
kann (Sehr wahr!) Darüber hat ein Gericht, das aus Proteſtanten 

und vielleicht aus Juden beſteht, doch nicht zu befinden, was ein Kir⸗ 
chenfürſt in feiner Amtsſphäre zu thun oder zu laſſen hat. (Sehr 
richtig!) Sodann wurden verſchiedene Kuratgeiſtliche bestraft, weil fie 
angeblich unrechtmäßige Amtshandlungen ſich zu Schulden kommen 
ließen. Weil nun die katholiſche Geiſtlichkeit in die Möglichkeit verſetzt 
werden kann, daß das Geſetz mit derſelben Schärfe wie früher wieder 
gehandhabt werden könnte, iſt es in der Ordnung, daß wir den Wunſch 

nach deſſen Aufhebung ausſprechen. Das Geſetz iſt in der Praxis ob⸗ 
ſolet 1 was liegt den Parteien daran, es noch weiter zu kon⸗ 
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Abg. Dr. Virchow: Die große Mehrzahl meiner politiſchen 
reunde iſt entſchloſſen, mit dem Zentrum für die Aufhebung dieſes 

eſetzes zu ſtimmen. (Beifall im Zentrum) Wenn wir jetzt, wo die 

Regierung den Frieden mit der Kirche berſtellen will, ein Geſetz auf⸗ 

recht erhalten wollten, welches als Kampfgeſetz und weiter nichts ge⸗ 

geben worden iſt, ſo würden wir vielleicht mehr anſtreben, als die 

Regierung überhaupt zu thun beabsichtigt; wir würden ihr gewiſſer⸗ 
maßen eine Waffe an die Wand hängen, damit ſie von Zeit zu Zeit 
ſehen kann, ob fie nicht roſtig und ſchartig geworden iſt. Sonderbar 
iſt es nun, daß in dieſer wichtigen Sache keiner der hier anweſenden 
leitenden Staatsmänner irgend ein Wort verliert, um uns über die 

Auffaſſung der Regierung zu verſtändigen. Der Reichskanzler hat uns 
allerdings ſchon daran gewöhnt, daß derartige einſeitige Unterhaltungen 
auch als parlamentariſche Aufgaben betrachtet werden, aber dann hat 
man uns doch wenigſtens allein gelaſſen (Heiterkeit), heute haben wir 
die ſonderbare Erſcheinung, daß in Anweſenheit der Vertreter der Re⸗ 
gierung dieſe wichtige Materie behandelt wird, ohne daß auch nur der 
leiſeſte Anſatz gemacht wird, belehrend einzuw irken. (beiterkeit) Wer 
iſt nun in dieſer Kirchenangelegenheit die entſcheidende Autorität ? Von 
allen Seiten, auch von den Konſervativen wird die Beer digung 
des Kulturkampfes gefordert. Wer bat ihn denn gemacht, wir 
nicht, ſondern die Regierung. Jetzt tbun Sie ſo, als wenn 
nur die zwei Männer, welche nebeneinander auf den vorderſten 
Sitzen der linken Seite ſich befinden, die Schuld tragen. Weder Herr 
alt, noch Herr von Bannigſen hat doch die ache erfunden; 
err Falk iſt erſt berufen worden, nachdem der Fürſt Bismarck ſich 
entſchloſſen hatte, den Kampf aufzunehmen (Zuſtimmung links) und 
Herr v. Bennigſen iſt erſt an die Seite des Fürften Bismarck getreten, 
als er eben zum Kampfe aufrief. (Na, na! im Zentrum.) Und dieſer 
Kampf iſt damals inaugurirt worden unter der vollen Zuſtimmung 
Seiner Majeität des Kaiſers in ausdrücklichen feierlichen hronreden. 
Es iſt lehrreich, daß auch von der linten Seite auf das Beſtimmteſte 
erklärt wird: mit der Ertbeilung diskretionärer Gewalten iſt es nichts. 
Wir haben während einer gewiſſen längeren Zeit uns in der That 
durch die Autorität des Reichskanzlers, auch des Kaiſers beſtimmen 
laſſen, unmittelbar an die Seite der Regierung zu treten. Wr hielten 
es für patriotiſch und auch für politiſch richtig, Die Regierung ſo lange 

zu unterſtützen, als in den Dingen, welche fie vorfchlug, ein richtiger 

Kern enthalten ſei. In einzelnen Dingen ſind ja die Konfequenzen 
eingetreten. Das Schulaufſichtsgeſetz, ‚das Zivilſtandsgeſetz, die Geſetze 

über die Kirchengemeinden und die Vermögens verwaltung durch die 

Gemeinden ſind von uns unterſtützt worden aber nicht jene Geſetze, 


Man iſt auf halbem Wege ſtehen 1 und nun verſtehe ich nicht 


(Abg. Windthorſt: „Sie wollten nicht mit!“) Nun, wir ſind beiderſeits 
nicht fo weit gekommen, eigentlich unſere Bedingungen zu formuliren. 
(Heiterkeit links.) Was wir im politiven Sinne Kulturkampf nennen, 
iit eher das Streben, zu einer Geſetzgebung zu gelangen, welche jeder 
Art von Religionsgeſellſchaft ihre Grenzen zieht. Von Dogmen brauchen 
wir dabei gar nichts zu verſehen: wir brauchen nur zu wiſſen, was 
bei uns Recht ſein ſoll und was für Alle gleiches Recht ſein ſoll. 


Einzelnen und die individuelle Ueberzeugung der Bürger. Durch 
dieſen Grundſatz werden wir uns auch den Verhandlungen über 


Ende machen. (Beifall links.) Dazu gehört, daß wir ſolche Dinge 
wegwerſen, die blos Kampfmittel geweſen ſind. Machen wir eine ehr⸗ 
liche, regelrechte Geſetzgebung, die zu aller Zeit anwendbar iſt, dann 
glaube ich, werden wir beſtehen und das deutſche Reich groß und ſtark 
werden. (Beifall links, Ziſchen rechts.) 

Staatsſekretär v. Bötticher: Der Herr Vorredner hat eine 
Provokation an den Bundesrathstiſch gerichtet, er möge aus der Res 
ſerve heraustreten, die er ſich bisher auferlegt hat. Wenn ich auf eine 
frühere Anregung, es möge die Stellung der Regierung zu dem vor⸗ 
liegenden Antrage ven hier aus kundgegeben werden, nicht geantwortet 


worden tft, nicht unbekannt fein würde. M. H., ich bin gar nicht in 
der Lage aus der Reſerve, die wir uns auferlegt haben, herauszutre⸗ 
ten, denn dieſe Reſerve iſt für une eine zwingende. Es handelt ſich 
um die Auiherung eines Geſetzes. Die Anregung dazu iſt von einem 
Theile dieſes Hauſes gegeben und ſobald ſich das Haus über den vor⸗ 
lie enden Antrag ſchluſſig gemacht haben wird und ſobald dieſer 
Beſchluß ein dem Antrage zuſtimmender geweſen fein wird, 
werden die verbündeten Regierungen in die Lage kommen, 
ibrerſeits ſich die Frage vorzulegen, ob auch fie zu der Aufhebung 
des Geſetzes vom 4. Mai 1874 igre Zuſtimmung geben werden. 
Damit könnte ich schließen und dem Abg. Vi chow noch die Erklärung 
geben: es iſt gerade Beiehrung, die wi für die künftige Beſchlußnahme 
ſuchen. Er hat dann von der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung und den 
Plänen, die etwa der Herr Reichskanzler auf dieſem Gebiet verfolgen 
könnte, geſprochen und geſagt: wenn der Herr Reichskanzler Vollmach⸗ 
ten haben will. daß er thun und laſſen kann, was er will, ſo braucht 
er kein Vatlament. Wenn die Regierung — in dieſem Fall wird es 
wahrſcheimlich die pieusiihe Staatsregierung fein, da ja hier von den 
verbündeten Regie ungen Vollmachten auf kirchenpolitiſchem Gebiet 
nicht begehrt werden — Vollmachten begehrt, ſo geſchieht das nicht 


n. Ich trat in die heutige Berathung mit einer gewiſſen un⸗ 
ben Neugier und der Erwartung ein, daß bie Antragſteller uns ein 
Bild des No:bitandes geben würden, das unſer Mitgefühl erregen und 


„welche Ausſicht hat, an die Regierung zu kommen; dazu noch 
1285 N Wache umgekehrt gerade den Eindruck machen, daß die 


habe, fo habe ich geglaubt, daß die Praxis, wie fie bisher in den Ver⸗ 
handlungen zwiſchen dem Bundesrath und dem Reichstage beobachtet 1 


4. 
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beſter Abſicht und im Dienſte der Menſchheit gehandelt zu haben | v. Bothmer, ſodann die Majore v. John, v. Senden, die 
alaugfz v. Bennigſen: Der Nationalverein habe mit dem Lieutenants Graf v. Cgapeki, v. Cabrera und v. 175 low des 
ene nich, w bu brit 1 jedenfall 0 5 „nich „gelungen, ns 0 e F ſowie ſämmtliche 

ert eweismaterial dafür beizubringen, da „ D 8 n 
de fen gere am ledenſchaftlichſten entbrannt war, der Führer in f a 0 fers bed 5 n Bu der F her 
emjelben geweien. : paniſchen Botſchafters beim Vatikan, Cardena's, ift unbegründet; 

; der Anſichten des N 

ee it au 10 e e Herr 0% die Beziehungen zwiſchen der ſpaniſchen Regierung und der Kurie 

meint. Wenn es ſich darum handelt, den Gefühlen der Ehrfurcht find ausgezeichnete. ? 

vor Seiner Majeſtät dem Kaiſer Ausdruck zu gegen, Io ſtehe ich Paris, 11. Januar. Die heutige Verſammlung der De⸗ 

nicht an, mit ihm zu rivaliſiren. ie na! rechts.) Herr Präfivent, | putirten von Paris erklärte ſich zuſtimmend zu dem Inter⸗ 
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wollen 2 wüſſen wir nicht ins Parlament gehen. litik, wird aber eine Frage wegen der Kundgebung der Blanquiſten 

8 Re. v. es etz ar . 2a} “ nicht alle Zwiſchenrufe 157 ee G cle 155 ba age ker 

ontroliren könne, er bemühe jich, fie zu überhören. ie franzöſiſch⸗engliſche Kollektivnote bez Egyptens un 

6 8 e der dea ee ee ag 11, Uhr Eonftatih, daß die Halten Deutſchlands Hebie Angelegenheit, 

eien 2 8 wie in allen denjenigen, welche die Intereſſen Frankreichs in 

Egypten betreffen, die einer wohlwollenden Reſerve ſei. — Die 2 
Konvention wegen Herſtellung eines Hafens in Tunis iſt geſtern 2 

zwiſchen der tuneſiſchen Regierung und der franzöſiſchen Geſell⸗ 

ſchaft Batignolles unterzeichnet worden. 

London, 10. Januar. Dem „Reuter'ſchen Bureau“ wird 
aus Kairo gleichfalls gemeldet, daß die engliſch⸗franzöſiſche 
Kollektivnote bei der Militärpartei und bei den Notablen große 
Aufregung und Beſtürzung verurſacht habe. Von der Regierung 
ſei deshalb beſchloſſen worden, von der Veröffentlichung der Note 
abzuſehen. 

London, 11. Januar. „Reuter's Bureau“ meldet aus 
Kairo vom heutigen Tage: Die Aufregung hat abgenommen. Der 
Khedive telegraphirte der Pforte den Wortlaut der franzöſiſch⸗ 
engliſchen Kollektivnote. Die egyptiſche Regierung bereitet eine 
Antwortnote vor, in welcher ſie, wie es heißt, den Regierungen 
von England und Frankreich für ihre Sorgfalt dankt, aber hin⸗ 
zufügt, daß Beſorgniß unnöthig ſei. 0 

London, 11. Januar. Die „Saint⸗James⸗Gazette“ ſagt, 
fie habe Nachrichten von Wichtigkeit aus Tunis empfangen, wo⸗ 
nach daſelbſt eine Hungersnoth befürchtet werde, weil vielfach die 
Bebauung des Landes in Folge der Unruhen unterblieben ſei. 
Sobald ſich der Nahrungsmangel im Innern des Landes fühl- 
bar mache, werde ein heftigerer Ausbruch der Unruhen erwartet. 
—— 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer m Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 


übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


um Erweiterung ihrer Kraft willen, ſondern das geſchieht um des 
Friedens zwiſchen Kirche und Staat willen und geſchieht um das 
ohl des Vaterlandes willen. (Beifall.) Wenn endlich der 
Abg. Virchow geſagt hat, daß man nicht mehr wiſſe, wie man daran 
denn der Herr Reichskanzler habe neulich auf ſozialpolitiſchem Ge⸗ 
biete neue Ideen ausgeſprochen, die den früheren von ihm betonten 
ſechnurſtracks entgegenſtehen, jo möchte ich erwidern, daß der Wider⸗ 
ſpruch ſo ſchroff doch nicht war (O ja! links) und daß es ſich auf der 
anderen Seite um ein Gebiet handelt, daß, wer von ihm behauptet: 
ich bin bier fertig, noch niemals angefangen bat, zu lernen. (Beifall 
"rechte. Widerſpruch links.) Nun habe ich noch ein Wort zu jagen. 
Mit der Wandlung in den Anſchauungen des Herrn Reichs⸗ 
fanzlers hat der Herr Abg. Virchow auch den Namen Sr. Maſeſtät 
des Kaiſers verknüpft. Nun, meine Herren, wenn Se. Majeſtät 
der Raijer in dieſem Jahre zu der Ueberzeugung gekommen ift, daß es 
für das Wohl des Landes und des Volkes beſſer iſt eine Maßregel zu 
ergreifen, an die man im v. J. nicht gedacht hat. jo iſt dies etwas, 
was mit Ehrfurcht und Dank aufgenommen werden muß. 
Abg. Kardorff: Wir werden für eine motioirte agesordnung 
+ han. weil wie den Antrag in dieſem Augenblick für nicht opportun 


alten. Mit der Kurie werden Unterhandlungen gepflogen, für den 
Landtag ſind uns bereits Vorlagen kirchen⸗politiſcher Natur angekün⸗ 
digt, da glauben wir, daß ſich eine Verſtändigung auch auf einem ans 
deren Wege erreichen läßt. Wir glaubten, indem wir eine motivirte 
Tagesordnung vorſchlugen, uns dem Zentrum verſöhnlicher zu erwei⸗ 
en, als wenn wir ein glattes „Nein“ gelagt, oder für eine einfache 
agesordnung eingetreten wären. Unſere Abſicht war, zu zeigen, daß 

wir geneigt zur Verföhnung ſeien. Aber es erſcheint uns unnüb für 
die Anbahnung des kirchlichen Friedens, wenn wie hier durch dieſen 
Antrag aus einer Reihe von Geſetzen ein einzelnes herausge⸗ 
fen und beſeitigt werden ſoll. Der Abg. Lasker hat alle 
gnungen der Geſetzgebung der letzten zehn Jahre ſeiner Partei 
allein vindizirt und vergeſſen, daß an derſelben auch die Kon: 
ſervativen mitgewirk: haben. Viele materielle Vorteile derſel⸗ 
ben ſind unbeſtreitbar, aber ſie ſind gering gegen das, was das 
Zentrum durch feine Wirthſchaftspolitik geleiſtet hat. Und wie ſich uns 
das Zentrum auf dem Gebiet der Wirthſchaftspolitik genähert hat, ſo 
ſieht es auch auf ſozialen. Gebiete uns näher, als den Mancheſter⸗ 
Politikern der anderen Seite. Nun hat uns binſichtlich der Maigeſetz⸗ 
gebung die Erfahrung gezeigt, daß wir bei derſelben theils von irrigen 
orausſetzungen ausgegangen, theils in der Praxis ſich dieſelbe anders 

2 TIoh bat, als wir erwartet. Wir glaubten, daß die Infallibilitäts⸗ 
klärung des Papſtes von größerer politiſcher Tragweite fein würde. 

Aber die Herren aus dem Zentrum haben ſich unabhängiger von Rom 
gezeigt, als angenommen wurde. Ich möchte Sie ſodann auch darauf 
aufmerkſam machen, daß mit Ihrem Antrag das Geſetz noch nicht 
aufgehoben iſt. Darüber haben doch auch die Bundesregierungen zu 
entſcheiden. Oder „Kuben Sie, daß ſich dieſelben zu Konzeſſſonen 
bereit finden laſſen werden, wo die Verhandlungen mit der Kurie 
ſchon ſo weit gediehen ſind? Wollen Sie ſich aber lieber der Linken 
anſchließen, nun, Herr Virchow hat Ihnen gezeigt, wie weit Sie 
ſich auf dieſelbe verlaſſen haben. Wir hoffen, daß es uns im 


Briefe und Zeitungsberichte. 


C. Berlin, 11. Jan. Die heutige Verhandlung des Reichs⸗ 
tags über den Antrag Windthorſt fand unter allen äußeren 
Anzeichen einer „großen Sitzung“, unter lebhafter Bewegung in 
den Nebenräumen, Ueberfüllung der Tribünen, Spannung im 
Saale beim Beginn der meiſten Reden ſtatt; und dennoch war 
die Debatte eine lahme. Es lag dies daran, daß vermöge der 
Enthaltung der Regierung die ganze Diskuſſion zu einem Mo⸗ 
nolog des Reichstags wurde. Freilich gab es in dieſem genug 
Differenzen der Anſchauung; aber ſie kamen durchweg nur ge⸗ 
dämpft zum Ausdruck. Wie hätte es auch anders ſein können? 
Rechts und links wünſcht man, wenngleich aus verſchiedenen 
Gründen und auf verſchiedenen Wegen, einen kirchenpolitiſchen 
Ausgleich, man betont alſo den verbleibenden Gegenſatz zum 
Zentrum, auch wenn man ihn ausſpricht, nicht ohne Noth; 
dieſes ſelbſt ſucht jede, auf irgend einer Seite ſich ihm eröffnende 
Ausſicht zu benutzen, hat alſo auch nicht das Beſtreben, die 
Situation irgendwie zuzuſpitzen; ſo hatten alle Reden 
— mit Ausnahme derjenigen des Herrn Payer von 
der Volkspartei, der mit beneidenswerther Zuverſicht ſein Rezept 
von der „Trennung des Staates und der Kirche“ vortrug — 
etwas Zurückhaltendes. Ueber das Verhalten, welches die Regierung 
beobachten wollte, war man längere Zeit im Zweifel; während 
der Berathung des Antrags Ritlinghauſen hieß es, Fürſt Bismarck 
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Verein mit dem Zentrum gelingen werde, den konfeſſionellen Hader, der f kündigt d als dies ſich bald als Irrthum herausge⸗ 

letzt unſer Vaterland entzweit, zu beſeitigen. Läßt ſich auch, wie der ſei angekündigt, und als dies It ausge⸗ — 
N g. Wirchom vielleicht mit Recht bervorgehoben, eine prinzipielle Lö. | fellt hatte, aber der Geh. Rath Rottenburg aus der Reichs⸗ Waſſerſtand der Warthe. 

| ea Deten 5 e A1 Kirche we Men, 1 kanzlei . und dem rag e eine ne Poſen, am = Januar re 1 5 Meter. 5 
wir doch wieder zu dem friedlichen Zuſammenleben kommen, das wir ; ü e, artete man i in P 3 5 P a 
früher gehabt, und das verſöhnliche Entgegenkommen der Kurie, ſowie theilung über eee man, daß dieſer eine formelle = - 12. . Morgens 1.34 = E 


Erklärung abgeben würde. Um fo größer war die Enttäuſchung, 
als nach Beendigung der ungewöhnlich ſchwachen Einleitungsrede 
des Herrn Windthorſt der Staatsſekretär nicht das Wort ver⸗ 
langte, ſondern im Geſpräch mit Herrn v. Goßler, als 
ob Niemand eine Aeußerung der Regierung zu erwarten 
hätte, gleichgiltig am Bundesrathstiſche lehnte. Auf eine 
private Anfrage erwiderte er, daß er nur — wie es hernach 
in Folge der Virchow'ſchen Rede auch geſchah — auf 
Provokation das Wort nehmen werde zu der Erklärung, daß 
der Bundesrath über den Antrag noch nicht berathen habe. In 
der Schärfe, mit welcher Herr v. Schorlemer die, allerdings 
empörend ſophiſtiſche Rede des als offiziöſer Regierungskommiſſar 
fungirenden Herrn v. Kleiſt⸗Retzow abfertigte — es war ein 
wahrhaft vernichtendes Gericht — kam der Aerger zum Aus⸗ 
druck, welchen die raſch im Hauſe bekannt gewordene private 
Erklärung des Staatsſekretärs im Zentrum veranlaßt hatte. 
Herr v. Schorlemer ſprach mit weit mehr Wirkung auf das 
Haus, als Herr Windthorſt; aber an dieſer Wirkung konnte 
man recht ermeſſen, welche gefährliche Folgen das ſeit Jahr und 
Tag andauernde diplomatiſche Spiel der Regierung auch mit den 
kirchenpolitiſchen Fragen auf die öffentliche Meinung ausgeübt 
hat: Herr v. Schorlemer konnte unter faſt andächtig⸗ſympathiſcher 
Stimmung der vielen parlamentariſchen Neulingen die Geſchichte 
von dem Märtyrerthum erzählen, das angeblich der Staat 
über die katholiſche Bevölkerung verhängt habe, ohne 
daß auch nur eine Stimme durch einen Zbwiſchenruf 
daran erinnert hätte, wie die Schuld daran nicht den Staat, 
ſondern die Hierarchie trifft. Herr Hobrecht, welcher die Ableh⸗ 
nung der Nationalliberalen motivirte, iſt für gewöhnlich kein 
glücklicher Redner; unmittelbar nach der künſtlichen Hitze, welche 
die Temperatur der Schorlemer'ſchen Rede geweſen war, erſchien 
ſeine kühl⸗proſaiſche Art ganz am [rechten Platze. Herr Virchow, 
der mit der meiſten Spannung begrüßt wurde, weil man wußte, 
daß die Fortſchrittspartei ich geſtern Abend mit unerwartet 
großer Majorität für die Annahme des Antrags erklärt hatte, 
war ſichtlich bemüht, dem Zentrum doch ſo wenig Konzeſſionen 
wie möglich zu machen. Eine Zeit lang beſtand die Abſicht, 
heute die Berathung zu Ende zu bringen; an der Abſpannung 
nach ſechsſtündiger Sitzung ſcheiterte ſie aber. Bei der Fort⸗ 
ſetzung ſind u. A. noch Reden von Hänel und Forckenbeck zu er⸗ 
warten; die Annahme des Antrags iſt ſicher, aber die Genug⸗ 
thuung des Zentrums darüber wird nicht groß fein Angeſichts 
der kirchenpolitiſchen Vorbehalte Virchow's und der ſpitzigen 
Ausführungen, die Kleiſt⸗Retzow im Auftrage des Kanzlers gegen 
das Zentrum gemacht hat. 


| Jelegraphiſche Nachrichten. 


Oels, 11. Januar. Bei der heutigen Erſatzwahl zum 
Abgeordnetenhauſe wurde von Spiegel (konſerv.) mit 296 
Stimmen gegen Aßmann (Zentrum), welcher 109 Stimmen 
erhielt, gewählt. 

Wien, 11. Januar. Dem geſtrigen Hofdiner bei dem 
Kaiſer wohnten Prinz Reuß, Graf Berchem, v. Thilau, Graf 
Schwerin, Oberſtlieutenant Graf Wedell, ferner die Dffiziers- 
Deputation des 3. preußiſchen Dragoner⸗ Regiments, Oberſt⸗ 
Lieutenant v. Albedyll, Rittmeiſter v. Sichart, Premierlieutenant 


die friedfertige Haltung des Kanzlers giebt uns Vertrauen, daß wir 
daſſelbe bald erreichen werden. (Beifall rechts.) f 
1 Abg. Payer plädirt für den Antrag. Er müſſe ſich wundern, 
daß Herr v. Kardorff, de. doch die Verdienſte des Zentrums hervor: 
. & oben, gegen den Antrag ſtimmen werde, er werde mit der ganzen 
Polksvartei ohne alle Umſchweife für denſelben ſtimmen. Redner ent⸗ 
wickelt das Programm der Volkspartei, nach welchem nur vollſtändige 
5 Trennung von Stagt und Kirche zum Frieden führen kann. 


Telegraphiſche Nörſenberichte, 
Sade eaıee 
Au a. M., 11. Januar. (Schluß⸗Courſe.) Sehr matt. 
ond. Wechſel 20,397. Pariſer do. 80,80. Wiener do. 171,20, K⸗M. 
St.⸗A. —. Rheiniſche do. —. Heil. Ludwigsb. 1013. K.⸗M.⸗Pr.⸗Anth. 
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1 A Debatte wird vertagt. Es folgt eine Reihe perſönlicher Ber 
merkungen. - . 
. > Abe. v. Bennigfen: Der Abg. v. Schorlemer⸗Alſt bat be⸗ 
Hauptet, ich hätte mich immer dem Zentrum gegenüber als den 
Führer der Kulturkämpfer gezeigt. (Sehr wahr! im Zentrum.) Ich 
"weile, dieſe Behauptung auf das Entſchiedenſte zurück (Oho! im 
Wotun und noch mehr die Anſchuldigung, welche in den 
orten gefunden werden ſoll. Mir iſt wohl bekannt, daß ſeit längerer 
Zeit in der Preſſe, die dem Abgeordneten v. Schorlemer nahe ſteht, 
ähnliche Vorwürfe erhoben ſind; ich erinnere mich, eine Broſchüre 
eines Parteigenoſſen des Herrn v. Schorlemer, eines Geiſtlichen, 
und ehemaligen Redakteurs der „Germania“ geleſen zu haben (gemeint 
iſt Maſunke's Broſchüre über das evangeliſche Kaifertbum), in welcher 
ein förmlicher Roman aufgebaut iſt über meine angebliche Thätigkeit 
bei der Entſtehung und Weiterführung dieſes Kampfes, eine Broſchüre, 
welche ſich zu der Behauptung verſteigt, daß, wenn der Reichskanzler 
ſchlaff geworden wäre, ich mich bemüht hätte, feinen Willen zu ſtärken. 
erartige Aeußerungen der Preſſe und der Broſchüre haben auf mich 
wenig Eindruck gemacht. Ich habe mich namentlich bei dem talent⸗ 
vollen Verfaſſer der Broſchüre gewundert über den Reichthum der 
Phantaſie, mit dem er auf ungenügenden oder gänzlich fehlenden Grund⸗ 
lagen ein ſolches Gebäude aufzuführen unternommen hat. Wenn Herr 
von Schorlemer dieſe Behauptung wiederholt, ſo muß ich ihn daran 
erinnern, daß, joweit mein Gedächtniß reicht, ich an der Berathung 
des heute hejrrochenen 5 nicht betbeiligt war. An der Bera⸗ 
thung der kirchenpolitiſchen Geſetze habe ich mich 1873 betheiligt bei 
dem Geſetz über die Vorbildung der Geiſtlichen. In den folgenden 
5 bis 6 Jahren war ich Präſident des preußifchen Abgeordneten⸗ 
bauſes, als die leidenſchaftlichen Kämpfe geführt wurden, als die 
Beſchwerden und Angriffe wiederhallten Tage und Wochen lang. 
ch babe mich von dieſen Erörterungen vollſtändig fern gehalten. 
ins will ich Herrn von Schorlemer ſagen, worin meine Thätigkeit 
damals in dieſen heftigen Kämpfen beſtand. Ich habe als Präſident 
des Abgeordnetenhauſes ns Kraft der mir anvertrauten Autorität 
ſtark genug gefühlt, den Mitgliedern des Zentrums ein Maß und 
einen Umfang der Redefreiheit zu geſtatten, wie wenige Präſidenten in 
Deutfehland es gewagt haben. (Sehr richtig! links.) Ich habe dafür 
keinen Dank von Seiten des Abg. von Schorlemer und ſeiner Freunde 
in Anſpruch genommen, aber erwartet, daß die Erinnerung an dieſe 
eine Stellung als räſident fie bewahren ſollte, leichthin derartige 
nichuldiguugen zu erheben, für die durchaus keine genügenden Unter⸗ 
lagen vorhanden find. Dann babe ich 1878 in die Debatte einge: 
griffen, und zwar provozirt durch den Abg. Windthorſt. Wie mir 
meine Freunde nachher vorgeworfen haben, iſt damals in das Geſetz 
eine weſentliche Erleichterung hinſichtlich der Seelſorge bineingekom⸗ 
va Ich will alſo nochmals Verwahrung gegen die Vorwürfe eins 


Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Ich begreife nicht, daß Herr v. 
Bennigſen mir den einen Satz jo übel genommen, daß er meint, ich hätte 
220 mehr jagen wollen, als in den Worten liegt. Er hat ſich gegen 
etwas vertheidigt, was ich ihm nicht vorgeworfen, und ſich deſſen ge⸗ 
h mt, was allgemein anerkannt iſt, daß er einer der tüchtigſten, aus⸗ 
} Aeteichnetften und unparteiiſchſten Präfidenten geweſen, die ich ie in 
Meinem Leben getroffen. Aber feine Partei ſtand uns gegenüber und 
Be nehme an, daß er immer Führer ſeiner Partei war. Als 1878 
Wu Kulturkampf zu Ende geführt werden ſollte, trat er unſeren 
9 michen entgegen. Wenn daraus die Sezeſſion hervorgegangen iſt, 
Hartes ihm das unangenehm ſein, er war aber doch der Führer der 
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Berlin, 11. Januar. Die Börſe ſtand heute gänzlich unter dem , Am Geldmarkte find weſentliche Veränderungen heute nicht eingetreten. ſtändig gleich Null. Dage en waren Eiſenbabn⸗ Aktien auch heute 
Einfluß . von den auswärtigen Plätzen vorliegenden Meldungen, die | Die Diskonteure halten, wie es üblich iſt, in dem zweiten Drittel des recht feſt, wenn auch das Geſchäft darin gering blieb. Banfaltien 
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wegen, die für alle Spielpapiere herrſchte, mehr in den Hintergrund. e behaupten, indeß blieb der Verkehr in denſelben faſt 27 4 Prozent. 
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